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Am 21. Mai kommen drei Vorla-
gen auf städtischer, drei auf kan-
tonaler und eine auf eidgenössi-
scher Ebene zur Abstimmung. Der 
«Höngger» hat die in den Zürcher 
Parlamenten vertretenen Partei-
en aus dem Wahlkreis 6 und 10 
um ihre Empfehlung gebeten. Die 
Nummerierungen auf dieser Dop-
pelseite entsprechen jenen der 
Vorlagen.

Städtische Vorlagen
1) Wohnbauaktion 2017, Rah-
menkredit von 90 Millionen 
Franken.

2) Gegenvorschlag des Ge-
meinderats zur «Volksinitiati-
ve für den Schutz und die För-
derung von Grün- und Freiräu-
men» (Grünstadt-Initiative).

3) Verein Tanzhaus Zürich, 
jährliche Beiträge von maximal 
1 827 166 Franken ab 2019.

Kantonale Vorlagen
1) Gesetz über die Kantonsspi-
tal Winterthur AG.

2) Gesetz über die Integrierte 
Psychiatrie Winterthur – Zür-
cher Unterland AG.

3) Kantonale Volksinitiative 
«Mehr Qualität – eine Fremd-
sprache an der Primarschule».

Eidgenössische Vorlage
1) Energiegesetz (EnG) vom 30. 
September 2016

FDP
Martina Zürcher, 
Präsidentin  
FDP 10
Ökonomin

SVP
Johann Widmer 
Unternehmer

Städtische Vorlagen
1) Nein. Diese periodischen 
Wohnbauaktionen der Stadt Zü
rich betrugen in der Vergangen
heit jeweils rund 30 Millionen 
Franken. Die FDP ist der Ansicht, 
dass auch bei der Wohnbauaktion 
2017 ein Kredit in derselben Grös
senordnung gereicht hätte, ins
besondere weil die zunehmende 
Verschuldung die finanzielle Zu
kunft der Stadt nicht rosig aus
schauen lässt.
2) Nein. Die Stadt Zürich hat be
reits viele Grünräume. Im Übrigen 
enthält der kürzlich verabschie
dete regionale Richtplan bereits 
die wesentlichen Forderungen. 
Die hier geforderte, zusätzliche 
Festschreibung in der Gemeinde
ordnung würde jedoch zukünftige 
Projekte und Vorlagen umfangrei
cher und teurer gestalten.
3) Ja, die Stadt hat das Tanzhaus 
nach einem Brand wieder aufge
baut. Leider sind durch den Neu
bau die Miet und Unterhaltskos
ten gestiegen.

Kantonale Vorlagen:
1) Ja, die Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft lässt das Spital 
eigenständiger und rascher han
deln, was zugunsten der Patien
ten ist. Zurzeit setzt der Kanton 
nicht nur Leistungsaufträge, Ver
gütungspreise und Rahmenbedin
gungen fest, sondern betreibt und 
kontrolliert selbst das Spital. Dies 
führt zu einem Rollenkonflikt, da 
der Kanton sozusagen gleichzeitig 
Spieler und Schiedsrichter ist.
2) Ja. Die Vorlage ist analog der
jenigen des Kantonsspitals Win
terthur.
3) Nein, denn die grosse Mehr
heit der Kinder kommt mit dem 
aktuellen Modell mit zwei Fremd
sprachen in der Primarschule gut 
zurecht.

Eidgenössische Vorlage:
1) Ja, denn dadurch werden die 
Fördergelder für die erneuerbaren 
Energien befristet, so dass man 
von einer echten Anschubfinan
zierung sprechen kann. Bei einem 
Nein laufen diese nämlich auch 
nach 2022 automatisch weiter.

Städtische Vorlagen
1) Nein. Die Mieten sind heute für 
tiefere Einkommensklassen teils 
unbezahlbar geworden. . Bis im 
Jahr 2030 sollen bis zu 510  000 
Menschen in der Stadt Zürich 
wohnen, so viele wie noch nie. 
Man muss die Ursachen bekämp
fen, nicht die Symptome. 
2) Nein. In der neuen Bau und 
Zonenordnung ist das Anliegen 
berücksichtigt. Grünräume sind 
wichtig. Um sie zu erhalten muss 
man die Masseneinwanderung 
und das damit zusammenhängen
de ungesunde Wachstum in der 
Stadt Zürich stoppen. 
3) Nein. Die Stadt Zürich hat zehn 
Milliarden Franken Schulden und 
soll sich endlich auf die Kernauf
gaben konzentrieren. Tanzschu
len sind eine privatwirtschaftli
che Angelegenheit; durch die Un
terstützung des Tanzhauses wird 
der Markt verzerrt.

Kantonale Vorlagen:
1) Ja. Mit der Umwandlung in ei
ne AG erhalten KSW und ipw den 
notwendigen unternehmerischen 
Handlungsspielraum. 
2) Ja. 
3) Ja. Mehr Qualität statt Quanti
tät: Die Regelung mit zwei Fremd
sprachen auf der Primarstufe 
überfordert viele Kinder, so dass 
sogar die Deutschkompetenz dar
unter leidet.

Eidgenössische Vorlage:
1) Nein. Die Umsetzung des Ener
giegesetzes kostet über 200 Milli
arden Franken. Dies verteuert die 
Energiepreise massiv. Das verteu
ert auch alle Dienstleistungen und 
Produkte in der Schweiz. Zahlen 
müssen Gewerbe, Kleinbetriebe 
und Bürger, denn die energiein
tensiven Grossunternehmen er
halten Ausnahmebedingungen. 
Unternehmen werden nebst teu
rem Strom auch durch höhere 
Benzin und Ölpreise zur Kasse 
gebeten. Darunter leidet die Kon
kurrenzfähigkeit. Zudem ist mit 
Windrädern und Solarzellen die 
Bandenergie und damit die Netz
Stabilität nicht mehr gewährleis
tet.

Städtische Vorlagen
1) Ja, die Wohnbauaktionen sind 
ein wichtiger Grundpfeiler un
serer Wohnpolitik. Mit diesem 
mehrjährigen Rahmenkredit kön
nen unverzinsliche Darlehen an 
gemeinnützige Wohnbauträger fi
nanziert werden. 
2) Ja, damit wird der Grünraum 
in der Stadt Zürich nachhaltig ge
sichert. Verdichtetes Bauen und 
die steigende Bevölkerungszahl 
erfordern auch die Berücksichti
gung des Erholungsraums und die 
Sicherung des Lebensraums für 
städtische Pflanzen und Tiere be
reits in der Planung.
3) Ja, damit die wichtigste Insti
tution im Bereich des zeitgenös
sischen Tanzes in der deutschen 
Schweiz eine gesicherte Zukunft 
hat. 

Kantonale Vorlagen:
1) Nein, denn mit einer Umwand
lung in eine AG droht ein Kontroll
verlust. Mit den damit verbundenen 
Kompetenzverlagerungen verliert 
der Kanton jede Steuerungsmög
lichkeit, muss aber im Verlust
fall einspringen. Ausserdem droht 
durch den Einfluss von Aktionä
ren aus Kreisen der Privatspitäler 
eine Neuausrichtung zu Lasten der 
Grundversorgung der Bevölkerung. 
2) Nein, in der Psychiatrie macht 
die zunehmende Ökonomisierung 
in der Betreuung der Patienten 
noch weniger Sinn.
3) Nein, Mehrsprachigkeit ist ein 
Standortvorteil für die Schweiz 
und dieser soll nicht preisgege
ben werden. Eine frühe Bekannt
schaft der Kinder mit Französisch 
und Englisch ist sowohl pädago
gisch als auch politisch sinnvoll.

Eidgenössische Vorlage:
1) Ja, die Stossrichtung der Ener
giestrategie 2050 ist zu begrüs
sen. Der Energieverbrauch soll 
gesenkt, die erneuerbaren Energi
en ausgebaut und aus der Atom
energie ausgestiegen werden. Die 
Energiestrategie sorgt für die nö
tigen finanziellen Anreize für ei
nen sparsameren Stromverbrauch 
sowie die Förderung der erneuer
baren Energie.
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Mittwoch, 17. Mai
Bauspielplatz Rütihütten
14 bis 17.30 Uhr. Er ist jeden Mitt-
woch und Samstag geöffnet. Siehe 
Eintrag vom 10. Mai. 

Open Stage
19 bis 21 Uhr. Eine Bühne für alle, 
die gerne im Rampenlicht stehen. 
Hauptprobe am Nachmittag von 15 
bis 17 Uhr. GZ Höngg/Rütihof, Lila 
Villa, Limmattalstrasse 214. 

Donnerstag, 18. Mai
Naturspaziergang –  
Was wächst denn auf der Wiese?
19 bis 21 Uhr. Wiese ist nicht gleich 
Wiese. Weshalb sind die einen nur 
grün, die anderen leuchtend bunt? 
Spaziergang zum Ruggernweg. Bus-
haltestelle Hönggerberg, Bushalte-
stelle Hönggerberg. 

Freitag, 19. Mai
Senioren Turner Höngg
9 bis 10 Uhr. Gymnastik, Fitness, 
Gedächtnistraining. Jeden Freitag. 
Reformiertes Kirchgemeindehaus, 
Ackersteinstrasse 186. 

Turnen 60plus
9 bis 11 Uhr. Für Frauen, die trotz 
dem Älterwerden ihre Beweglich-
keit und Kraft erhalten wollen. Je-
den Freitag (ausser in den Schul-
ferien) von 9 bis 10 Uhr oder von 
10 bis 11 Uhr. Pfarreizentrum Heilig 
Geist, Limmattalstrasse 146. 

Obligatorisches Bundesprogramm 
25/50/300 m
17 bis 19 Uhr. AdA bitte Pisa-Auf-
gebot, militärischen Leistungsaus-
weis oder Schiessbüchlein und 
Dienstbüchlein mitbringen. Stand-
blattausgabe nur bis 30 Minuten 
vor Schluss. Schiess-Sport-Zentrum 
Hönggerberg, Kappenbühlstras- 
se 80.

Obligatorisches Bundesprogramm 
300 m + 25 m
17 bis 18.30 Uhr. Schiess-Sport-Zen-
trum Hönggerberg, Kappenbühl-
strasse 80.

Frühlingskonzert – 
Von Liebe und Sehnsüchten
20 bis 21.30 Uhr. 1. Teil: Die unbe-
schwerte junge Liebe. 2. Teil: Tiefe 
Sehnsüchte und Krisen der Liebe. 
3. Teil: Reife Liebe und andere Ge-
lüste, Begehren & Begierde. Refor-
miertes Kirchgemeindehaus, Acker-
steinstrasse 190. 
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Städtische Vorlagen
1) Ja. Aus den Mitteln der Wohn
bauaktion werden Mietzinse von 
gemeinnützigen Wohnungen ge
zielt für Haushalte mit kleinem 
Einkommen und Vermögen verbil
ligt. Für die Vermietung von sub
ventionierten Wohnungen gelten 
strenge Auflagen. Sie werden alle 
zwei Jahre überprüft.
2) Ja. In den nächsten Jahren 
wird Zürich bevölkerungsmässig 
weiterwachsen, die Stadt wird 
baulich verdichtet. Es ist darum 
essentiell, dass öffentliche grüne 
Freiräume geschützt werden – für 
eine lebenswerte Stadt Zürich, die 
mit der Natur lebt.
3) Ja. Das Tanzhaus in Wipkingen, 
direkt an der Limmat gelegen, ist 
ein Hotspot für zeitgenössischen 
Tanz in der Schweiz. Das offene 
Tanzhaus bietet auch viele Kur
se für NichtprofiTänzerinnen und 
tänzer aus der Stadt an – und 
bietet somit Kultur für alle.

Kantonale Vorlagen:
1) Nein. Die Umwandlung des öf
fentlichen Kantonsspitals Winter
thur in eine Aktiengesellschaft 
ist der erste Schritt zur Privati
sierung, denn der Kanton darf 
nach einigen Jahren die Aktien 
an ausländische Investoren ver
kaufen. Mit der Privatisierung 
des Gesundheitswesens werden 
die Krankenkassenprämien noch 
stärker steigen, und die privaten 
Investoren können mithilfe staatli
cher Gelder Gewinne bolzen.
2) Nein. Auch hier braucht es ein 
Nein, um den Ausverkauf unserer 
Gesundheit zu stoppen. Privati
sierung ist keine Antwort auf stei
gende Krankenkassenprämien.
3) Nein. Diese Initiative ist wirr 
und überflüssig. Soll nun der 
Französisch oder Englischunter
richt gestrichen werden? Die Initi
anten wissen es selber nicht.

Eidgenössische Vorlage:
1) Ja. Dieses Energiegesetz ist lei
der nur eine Kompromisslösung. 
Dennoch unterstützt die Alterna
tive Liste diese Vorlage, denn wir 
stehen für eine nachhaltige Ener
giepolitik ein. 

Städtische Vorlagen
1) Ja. Die Stadt will mit dem Kre
dit einen Teil der Wohnungen des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus 
gezielt für Haushalte mit gerin
gem Einkommen und Vermögen 
verbilligen. 
2) Ja. Mit dem Gegenvorschlag 
wird die Stadt Zürich verpflichtet, 
öffentlichen Grünraum auf dem 
Stadtgebiet zu sichern.  
3) Ja. Das Tanzhaus trägt zum 
vielfältigen und qualitativ hoch
stehenden Kulturangebot der 
Stadt bei. 

Kantonale Vorlagen:
1) Ja. Das Kantonsspital Winter
thur (KSW) soll die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft erhalten. 
Der Kanton wird aber eine Mehr
heitsbeteiligung behalten. Diese 
Umwandlung soll es dem KSW er
möglichen, künftig in vielen Be
reichen flexibler und schneller zu 
handeln, was den Patientinnen 
und Patienten nützt.
2) Ja. Aus den gleichen Überle
gungen ist auch diese Umwand
lung zu befürworten.
3) Nein. Der Unterricht zweier 
Fremdsprachen auf der Primar
stufe hat sich bewährt, weshalb 
es keinen Anlass gibt, das heutige 
Sprachenkonzept zu ändern. Nur 
noch eine Fremdsprache wäre für 
Zürcher Schüler ein Nachteil im 
späteren Berufsleben. 

Eidgenössische Vorlage:
1) Ja. Das revidierte Energiege
setz enthält Massnahmen, um den 
Energieverbrauch zu senken, die 
Energieeffizienz zu erhöhen und 
erneuerbare Energien (Wasser, 
Sonne, Wind, Geothermie, Bio
masse) zu fördern. Der Bau neu
er Kernkraftwerke wird untersagt. 
Die Umsetzung der Energiestra
tegie 2050 sorgt dafür, dass die 
Schweiz den Energieverbrauch 
senken, die Abhängigkeit von fos
silen Energien aus dem Ausland 
reduzieren und den Anteil einhei
mischer erneuerbarer Energien 
erhöhen kann. Das schafft – ne
ben dem Nutzen für die Umwelt – 
Investitionen und Arbeitsplätze in 
der Schweiz. 

Städtische Vorlagen
1) Ja. Seit 1943 wird über die 
«Wohnbauaktion» Wohnraum für 
Personen und Familien mit gerin
gem Einkommen und Vermögen 
gezielt verbilligt. Diese bewähr
te Wohnbaupolitik muss weiter
geführt werden, damit Personen 
mit geringeren finanziellen Mit
teln weiterhin in der Stadt Zürich 
leben können. 
2) Ja. Zürich wächst und der 
Druck auf die Natur und die Nah
erholungsgebiete steigt beständig. 
Grün und Freiräume müssen ge
schützt werden, sie sind wichtig 
für die Lebensqualität in der Stadt 
Zürich. Dies ist trotz Wachstum 
der Stadt durch verdichtetes Bau
en möglich. Die Forderungen der 
Grünen mit der GrünstadtInitia
tive sind im Gegenvorschlag des 
Gemeinderates, mit kleinen Aus
nahmen, aufgenommen worden.
3) Ja. Mit der Annahme der Vor
lage kann das seit 20 Jahren be
stehende Tanzhaus als eines der 
wichtigsten Zentren für Tanz und 
Performance in der Schweiz wei
ter geführt werden.

Kantonale Vorlagen:
1) Nein. Im Gesundheitswesen 
soll die Gesundheit der Patien
tinnen und Patienten im Zentrum 
stehen – nicht die Profite der Ak
tionäre. Deshalb müssen die Spi
täler ganz im Sinne des Service 
Public in öffentlichem Besitz blei
ben. 
2) Nein. Der Service Public hat 
auch hier Vorrang.
3) Nein. Auch in der Schweiz sind 
gute Englischkenntnisse zwin
gend. Unsere Kinder müssen best
möglich auf den globalisierten Ar
beitsmarkt vorbereitet werden. 

Eidgenössische Vorlage:
1) Ja. Wir Grünen unterstützen 
die Energiestrategie 2050. Sie ist 
ein wichtiger und unerlässlicher 
Schritt in Richtung einer ökolo
gischen Energiepolitik. Atomaus
stieg, Klimaschutz, Reduktion des 
Energieverbrauchs und Vollver
sorgung mit erneuerbaren Energi
en sind keine Utopien mehr, son
dern politische Realität.
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